
Kooperationsabkommen über die
Kontinuität der Politik im Bereich Armut

Das Kooperationsabkommen zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften und den Regionen

über die Kontinuität der Politik im Bereich Armut wurde am 5. Mai 1998 in Brüssel unterzeichnet und

gebilligt von:

– Der Flämischen Gemeinschaft, Dekret vom 17. November 1998, B.S. vom 16.Dezember 1998

– dem Föderalstaat, Gesetz vom 27. Januar 1999, B.S. vom 10. Juli 1999

– der Französischen Gemeinschaft, Dekret vom 30. November 1998, B.S. vom 10. Juli 1999

– der Deutschsprachigen Gemeinschaft, Dekret vom 30. November 1998, B.S. vom 10. Juli 1999

– der Wallonischen Region, Dekret vom 1. April 1999, B.S. vom 10. Juli 1999

– der Region Brüssel-Hauptstadt, Ordonnanz vom 20. Mai 1999, B.S. vom 10. Juli 1999

Aufgrund von Artikel 77 der Verfassung;

Aufgrund des Sondergesetzes vom 8. August 1980 zur Reform der Institutionen, insbesondere des

Artikels 92bis, § 1, eingefügt durch das Sondergesetz vom 8. August 1988 und abgeändert durch das

Sondergesetz vom 16. Juli 1993;

Aufgrund des Sondergesetzes vom 12. Januar 1989 bezüglich der Brüsseler Institutionen, insbeson-

dere der Artikel 42 und 63; Aufgrund des Gesetzes vom 31. Dezember 1983 über die institutionellen

Reformen für die Deutschsprachige Gemeinschaft, insbesondere Artikel 55bis, eingefügt durch das

Gesetz vom 18. Juli 1990 und abgeändert durch das Gesetz vom 5. Mai 1993;

Aufgrund des Beschlusses des Konzertierungsausschusses der Föderal-, Gemeinschafts- und Regio-

nalregierungen vom 3. Dezember 1997;

In Erwägung, daß prekäre Lebensumstände, Armut und soziale, wirtschaftliche und kulturelle

Ausgrenzung, sei es eines einzigen Menschen, eine schwere Verletzung der menschlichen Würde

und der Menschenrechte, die für alle gleich und unveräußerlich sind, darstellen;

In Erwägung, daß die Wiederherstellung der Voraussetzungen für ein Leben in Würde und für die

Ausübung der Menschenrechte, die in der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte vom 10.

Dezember 1948 und in den beiden internationalen Pakten über wirtschaftliche, soziale und kultu-

relle Rechte sowie über bürgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 dargelegt sind,

ein gemeinsames Ziel für jede Behörde des Landes ist;

In Erwägung, daß es zur Verwirklichung dieser Zielsetzung insbesondere konstanter Bemühungen

der einzelnen Behörden auf eigener Ebene und in Abstimmung mit den anderen Behörden im

Hinblick auf die Ausarbeitung, Umsetzung und Evaluation einer Politik zur Prävention gegen prekäre

Lebensumstände, zur Armutsbekämpfung und zur sozialen Eingliederung bedarf;

In Erwägung, daß die soziale Sicherheit eine vorrangige Bedeutung im Hinblick auf die Wahrung des

gesellschaftlichen Zusammenhalts, die Prävention gegen prekäre Lebensumstände, Armut und

soziale Ungleichheit und die Emanzipation des Menschen hat;

In Erwägung, daß die Kontinuität dieser Eingliederungspolitik unter anderem durch Anpassung und

Entwicklung der öffentlichen Dienste gewährleistet werden muß;
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In Erwägung, daß die Teilnahme aller, die von dieser Eingliederungspolitik betroffen sind, bereits bei

deren Ausarbeitung von den Behörden gewährleistet werden muß;

Haben:

* Der Föderalstaat, vertreten durch den Premierminister, die Ministerin der Sozialen Angelegen-

heiten, die Ministerin der Beschäftigung und der Arbeit, beauftragt mit der Politik der Chancen-

gleichheit zwischen Männern und Frauen, der Minister der Volksgesundheit und der Pensionen

und der Staatssekretär für Soziale Eingliederung,

* Die Flämische Gemeinschaft und die Flämische Region, vertreten durch den Minister- Präsidenten

ihrer Regierung und die mit der Koordinierung der Politik im Bereich Armut und mit dem Perso-

nenbeistand beauftragten Minister,

* Die Französische Gemeinschaft, vertreten durch die Minister-Präsidentin ihrer Regierung, * Die

Deutschsprachige Gemeinschaft, vertreten durch den Minister-Präsidenten ihrer Regierung und

den Minister für Jugend, Ausbildung, Medien und Soziales,

* Die Wallonische Region, vertreten durch den Minister-Präsidenten und den Minister für Soziale

Angelegenheiten, * Die Region Brüssel-Hauptstadt, vertreten durch den Minister-Präsidenten,

* Die Gemeinsame Gemeinschaftskommission, vertreten durch die mit dem Personenbeistand

beauftragten Mitglieder des Vereinigten Kollegiums,

das folgende vereinbart:

Artikel 1.

Die Vertragsparteien verpflichten sich, ihre Politik in bezug auf die Prävention gegen prekäre Lebens-

umstände, Armutsbekämpfung und soziale Eingliederung unter Beachtung ihrer jeweiligen Befug-

nisse nach folgenden Grundsätzen fortzuführen und zu koordinieren:

* Konkretisierung der in Artikel 23 der Verfassung festgeschriebenen sozialen Rechte;

* gleicher Zugang für alle zu all diesen Rechten, was mit Aktivmaßnahmen verbunden sein kann;

Anhang 2 273

* Schaffung und Ausbau von Modalitäten, die allen Behörden und Betroffenen, insbesondere den in

Armut lebenden Personen, die Teilnahme an der Ausarbeitung, der Umsetzung und der Evalua-

tion dieser Politik ermöglichen;

* hinsichtlich der sozialen Eingliederung bedarf es einer übergreifenden, umfassenden und koordi-

nierten Politik, das heißt, sie muß innerhalb aller Zuständigkeitsbereiche durchgeführt werden,

und es bedarf einer ständigen Evaluation sämtlicher Initiativen und Aktionen, die diesbezüglich

durchgeführt und geplant werden.

Art. 2.

Zu diesem Zweck verpflichten sich die Vertragspartner, jeder im Rahmen seiner Befugnisse, zur Erar-

beitung eines « Berichts über prekäre Lebens-umstände, Armut, soziale Ausgrenzung und unglei-

chen Zugang zu den Rechten », nachstehend « der Bericht » genannt, beizutragen. Dieser Bericht

wird alle zwei Jahre für den Monat November auf der Grundlage der Beiträge der Vertragspartner

von dem in Artikel 5 des vorliegenden Abkommens vorgesehenen « Dienst zur Bekämpfung von

Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung » erstellt. Der Bericht wird in den drei

Landessprachen abgefaßt. Er umfaßt mindestens:
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* eine Evaluation der Entwicklung bezüglich prekärer Lebensumstände, Armut und sozialer

Ausgrenzung auf der Grundlage der gemäß Artikel 3 definierten Indikatoren;

* eine Evaluation der effektiven Ausübung der sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen, politischen und

bürgerlichen Rechte sowie der Ungleichheiten, die beim Zugang zu diesen Rechten fortbestehen;

* eine Auflistung und eine Evaluation der politischen Maßnahmen und der Aktionen, die seit dem

vorherigen Bericht durchgeführt worden sind;

* Empfehlungen und konkrete Vorschläge, die kurz- und langfristig zur Verbesserung der Lage der

Betroffenen in sämtlichen Bereichen, die in vorliegendem Artikel erwähnt werden, beitragen

können.

Art. 3.

Nach Beratung mit wissenschaftlichen Experten, den zuständigen Verwaltungen und Einrichtungen,

den Sozialpartnern und den Organisationen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, werden

die Vertragspartner untersuchen, welche quantitativen und qualitativen Indikatoren und welche

Instrumente verwendet und/oder ausgearbeitet werden können, um die Entwicklung in sämtlichen

in Artikel 2 erwähnten Bereichen zu analysieren und den zuständigen Behörden dadurch ein

möglichst zielgerechtes Handeln zu ermöglichen. Eine erste Reihe von Indikatoren wird für den 15.

November 1998 festgelegt werden.

Unter Einhaltung der Gesetze und Verordnungen über den Schutz des Privatlebens des Einzelnen

verpflichten sich die Vertragspartner, dem Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensum-

ständen und sozialer Ausgrenzung alle Daten, über die eine vorherige Vereinbarung getroffen

worden ist, kostenlos zur Verfügung zu stellen oder, sofern diese Daten außenstehenden Diensten

gehören, ihm den Zugang zu diesen Daten zu erleichtern. Die Vertragspartner haben ebenfalls

Zugang zu diesen Daten.

Art. 4.

§ 1. Der Bericht wird der Föderalregierung sowie den Gemeinschafts- und Regionalregierungen, die

sich zur Übermittlung des Berichts an ihre Räte, Parlamente oder Versammlungen verpflichten, über

die in Artikel 9 erwähnte Interministerielle Konferenz « Soziale Eingliederung » übermittelt.

§ 2. Im Laufe des Monats nach Empfang des Berichts übermittelt ihn die Föderalregierung dem Nati-

onalen Arbeitsrat und dem Zentralen Wirtschaftsrat, die innerhalb eines Monats insbesondere zu

den sie betreffenden Bereichen Stellung nehmen. Nach der gleichen Vorgehensweise bitten die

Gemeinschaften und Regionen ihre eigenen für diesen Bereich zuständigen Begutachtungsorgane

um Stellungnahme.

§ 3. Alle Vertragspartner verpflichten sich, eine Debatte über den Inhalt des Berichts und der Stel-

lungnahmen und insbesondere über die im Bericht enthaltenen Empfehlungen und Vorschläge zu

führen.

Art. 5.

§ 1. Zur Umsetzung des Voranstehenden wird ein « Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären

Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung » geschaffen, der folgende Aufgaben hat:
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* Informationen über prekäre Lebensumstände, Armut, soziale Ausgrenzung und Zugang zu den

Rechten auf der Grundlage der in Artikel 3 definierten Indikatoren registrieren, systematisieren

und analysieren;

* konkrete Empfehlungen und Vorschläge zur Verbesserung der Politik und der Initiativen zur

Prävention gegen prekäre Lebensumstände, zur Armutsbekämpfung und zur sozialen Eingliede-

rung formulieren;

* mindestens alle zwei Jahre einen wie in Artikel 2 definierten Bericht abfassen;

* auf Antrag eines der Vertragspartner oder der Interministeriellen Konferenz « Soziale Eingliede-

rung » oder aus eigener Initiative Stellungnahmen oder Zwischenberichte zu allen Fragen inner-

halb der Aufgabenbereiche des Dienstes erarbeiten;

* eine strukturelle Konzertierung mit den Meistbenachteiligten organisieren.

§ 2. Zur Verwirklichung der in Paragraph 1 definierten Zielsetzung bezieht der Dienst die Organisati-

onen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, auf strukturelle und beständige Weise in seine

Arbeit ein, indem er eine auf Dialog aufbauende Vorgehensweise verwendet, so wie sie bei der

Ausarbeitung des « Allgemeinen Berichts über die Armut » entwickelt worden ist.

Der Dienst kann sich ebenfalls an jede private oder öffentliche Person oder Organisation mit entspre-

chender Sachkenntnis wenden.

Art. 6.

§ 1. Der Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung

wird als dreisprachige Einrichtung auf föderaler Ebene im Zentrum für Chancengleichheit und

Bekämpfung des Rassismus eingerichtet. Er wird von allen Vertragspartnern bezuschußt. Für das Jahr

1998 wird ihm ein Haushalt von 20 Millionen F zur Verfügung gestellt:

* 15 000 000 F vom Föderalstaat,

* 2 800 000 F von der Flämischen Gemeinschaft und der Flämischen Region, Anhang 2 275

* 1 700 000 F von der Wallonischen Region (unter Einbeziehung der Französischen Gemeinschaft

und der Deutschsprachigen Gemeinschaft),

* 500 000 F von der Region Brüssel-Hauptstadt (unter Einbeziehung der Gemeinsamen Gemein-

schaftskommis-sion).

Die Höhe der Beträge wird jährlich indexiert. Der Haushalt kann mit Zustimmung aller betroffenen

Vertragspartner angepaßt werden, nachdem eine Evaluation stattgefunden hat; diese Anpassung

wird durch einen Zusatz zu vorliegendem Kooperationsabkommen vorgenommen.

Die Beträge werden für den Monat März des Bezugsjahres gezahlt.

§ 2. Es muß eine permanente und strukturelle Zusammenarbeit zwischen dem Dienst zur Bekämp-

fung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung und den auf Ebene der

Gemeinschaften und Regionen zuständigen Verwaltungen stattfinden. Zu diesem Zweck werden

dem Dienst in der einen oder anderen Form wissenschaftliche Mitarbeiter von den drei Regionen zur

Verfügung gestellt, und zwar 1,5 Vollzeitbeschäftigte von der Flämischen Region, 1 Vollzeitbeschäf-

tigen von der Wallonischen Region und 2 Vollzeitbeschäftigen von der Region Brüssel-Hauptstadt.

Insofern es sich dabei um Beamte handelt, gehören diese weiterhin zum Personal der Region.
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§ 3. Die Gemeinschaften und Regionen sorgen unter Berücksichtigung ihrer Befugnisse und Haus-

haltspläne für die Anerkennung und Förderung von Organisationen, die Sprachrohr der Meistbe-

nachteiligten sind.

Art. 7.

§ 1. Es wird ein geschäftsführender Ausschuß des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären

Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung mit folgenden Aufgaben eingesetzt:

* Gewährleistung der ordnungsgemäßen Ausführung des vorliegenden Zusammenarbeitsabkom-

mens;

* auf Vorschlag der in Artikel 8 vorgesehenen Begleitkommission können wissenschaftliche Einrich-

tungen oder spezialisierte Studiendienste hinzugezogen werden, die dem Dienst zur Bekämpfung

von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung anhand ihrer Erfahrung und

des ihnen zur Verfügung stehenden Materials bei der Erfüllung seiner Aufgaben behilflich sein

können; in diesem Fall muß eine Vereinbarung mit dem Zentrum für Chancengleichheit und

Bekämpfung des Rassismus getroffen werden;

* Ausarbeitung für den Dienst zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozi-

aler Ausgrenzung eines Haushaltsentwurfs, der strikt getrennt von der Grunddotation des

Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassismus verwaltet wird;

* Planung des Personalbedarfs und insbesondere die Bestimmung der Funktionen des Koordina-

tors.

§ 2. Der Vorsitzende und der Vize-vorsitzende des geschäftsführenden Ausschusses und der Koordi-

nator des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgren-

zung wohnen den Versammlungen des Verwaltungsrates des Zentrums für Chancengleichheit und

Bekämpfung des Rassismus mit beratender Stimme bei, wenn Themen, die den Dienst zur Bekämp-

fung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung betreffen, auf der Tagesord-

nung stehen.

§ 3. Neben dem Vertreter des Premierministers, der den Vorsitz des geschäftsführenden Ausschusses

innehat, besteht der Ausschuß aus 12 Mitgliedern, darunter:

* 4 vom Föderalstaat vorgeschlagene Mitglieder,

* 3 von der Flämischen Gemeinschaft und der Flämischen Region vorgeschlagene Mitglieder,

* 2 von der Wallonischen Region in Absprache mit der Französischen Gemeinschaft vorgeschlagene

Mitglieder,

* 2 von der Region Brüssel-Hauptstadt in Absprache mit der Gemeinsamen Gemeinschaftkommis-

sion vorgeschla-gene Mitglieder (ein französischsprachiges und ein niederländischsprachiges

Mitglied),

* 1 von der Deutschsprachigen Gemeinschaft vorgeschlagenes Mitglied. Diese Mitglieder werden

aufgrund ihrer Fähigkeiten und ihrer Erfahrung in den Bereiche n, die Gegenstand des vorlie-

genden Kooperationsabkommens sind, ausgewählt.

Sie werden von den jeweiligen Regierungen bestimmt und durch einen im Ministerrat beratenen

Königlichen Erlaß für ein erneuerbares Mandat von 6 Jahren ernannt.
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§ 4. Außerdem sind der Direktor und der beigeordnete Direktor des Zentrums für Chancengleichheit

und Bekämpfung des Rassismus sowie der Koordinator des Dienstes zur Bekämpfung von Armut,

prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung Mitglieder mit beratender Stimme des

geschäftsführenden Ausschusses.

Art. 8.

Es wird eine Begleitkommission unter dem Vorsitz des für soziale Eingliederung zuständigen Minis-

ters oder Staatssekretärs gebildet, die die Arbeiten des Dienstes zur Bekämpfung von Armut,

prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung begleitet. Die Begleitkommission wacht

ebenfalls über die Anwendung der Methodik und der Kriterien, die in Artikel 3 vorgesehen sind, sowie

über die termingerechte Ausarbeitung des Berichts. Neben den Mitgliedern des in Artikel 7 vorgese-

henen geschäftsführenden Ausschusses besteht die Begleitkommission mindestens aus:

* 4 vom Nationalen Arbeitsrat vorgeschlagenen Vertretern der Sozialpartner,

* 2 vom Nationalen Krankenkassenkollegium vorgeschlagenen Vertretern der Versicherungsträger,

* 5 von den Organisationen, die Sprachrohr der Meistbenachteiligten sind, vorgeschlagenen Vertre-

tern, darunter ein Vertreter der Obdachlosen,

* 3 von der Abteilung « Sozialhilfe » des Städte- und Gemeindeverbands Belgiens vorgeschlagenen

Vertretern.

Diese Mitglieder werden aufgrund ihrer Fähigkeiten und ihrer Erfahrung in den Bereichen, die

Gegenstand des vorliegenden Kooperationsabkommens sind, vorgeschlagen. Der geschäftsfüh-

rende Ausschuß erteilt ihnen ein Mandat von 6 Jahren.

Art. 9.

Zur Gewährleistung der Konzertierung zwischen den verschiedenen Regierungen tagt die Intermi-

nisterielle Konferenz « Soziale Eingliederung » mindestens zweimal jährlich.

Unbeschadet der Befugnisse der Behörden, aus denen sich die Interministerielle Konferenz zusam-

mensetzt, besteht ihre Aufgabe darin, für eine globale, integrierte und koordinierte Vorgehensweise

bei der Umsetzung der Politik zur Prävention gegen prekäre Lebensumstände, zur Armutsbekämp-

fung und zur sozialen Eingliederung zu sorgen.

Der Premierminister hat den Vorsitz der Interministeriellen Konferenz inne, die in Zusammenarbeit

mit dem für Soziale Eingliederung zuständigen Minister oder Staatssekretär vorbereitet wird. Sie sind

ebenfalls für Folgemaßnahmen zuständig. Zu diesem Zweck können sie fachkund ige Unterstützung

von seiten der Zelle « Armut » innerhalb der Verwaltung der Sozialen Eingliederung und des Dienstes

zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozialer Ausgrenzung anfordern.

Art. 10.

Im Rahmen der Interministeriellen Konferenz « Soziale Eingliederung » evaluieren die Vertragspartner

jährlich die Arbeit des Dienstes zur Bekämpfung von Armut, prekären Lebensumständen und sozi-

aler Ausgrenzung und die ordnungsgemäße Ausführung des vorliegenden Kooperationsabkom-

mens.
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Art. 11.

Durch vorliegendes Kooperationsabkommen soll der Auftrag des Zentrums für Chancengleichheit

und Bekämpfung des Rassismus, so wie er in Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Februar 1993 zur Schaf-

fung eines Zentrums für Chancengleichheit und Bekämpfung des Rassis mus definiert ist, insbeson-

dere in bezug auf die Bekämpfung jeglicher Form von Ausgrenzung ausgebaut werden. Daher wird

die Föderalregierung das Parlament anläßlich der Erneuerung des Verwaltungsrates des Zentrums

auffordern, diesem Ausbau auf der Grundlage der in Artikel 10 vorgesehenen Evaluation Rechnung

zu tragen.

Brüssel, den 5. Mai 1998 in 7 Ausfertigungen.

– Für den Föderalstaat J.-L. DEHAENE, Premierminister ; M. COLLA, Minister für Volksgesundheit

M. DE GALAN, Ministerin für Soziale Angelegenheiten; M. SMET, Ministerin für Beschäftigung und

Arbeit J. PEETERS, Staatssekretär für Soziale Eingliederung;

– Für die Flämische Gemeinschaft und die Flämische Region: L. VAN DEN BRANDE, Minister-Präsi-

dent L. PEETERS, Minister für Innere Angelegenheiten, Städtepolitik und Wohnungswesen

L. MARTENS, Minister für Kultur, Familie und Sozialhilfe;

– Für die Französische Gemeinschaft : L. ONKELINX, Minister-Präsidentin;

– Für die Deutschsprachige Gemeinschaft : J. MARAITE, Minister-Präsident ; K.-H. LAMBERTZ, Minister

für Jugend, Ausbildung, Medien und Soziales;

– Für die Wallonische Region : R. COLLIGNON, Minister-Präsident ; W. TAMINIAUX, Minister für Soziale

Angelegenheiten;

– Für die Region Brüssel-Hauptstadt : CH. PICQUE, Minister-Präsident;

Für die Gemeinsame Gemeinschaftskommission : R. GRIJP, D. GOSUIN, Mitglieder des Vereinigten

Kollegiums, zuständig für die Unterstützung von Personen.
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